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dem Revisionskläger
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dem Revisionsbeklagten
am 4° Januar l96oc
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Klägers und Revisionsklägers9

@ e g e n

. ° ' - o . ° . o c . u o . . . c o ‘ . n o o

Beklagten und Revisionsbeklagten‚

hat der 8° Senat des Bundessozialgerichts am
17„ Dezember 7959 unter Mitwirkung von

Senatsprasident S t e n g e 1

als Vorsitzendem,

Bundesrichter Dr‚ N e u h a u s und

Bundesrichter P e t e r s e n
als weiteren Berufsrichtern,

Bundessozialrichter Dr° P a u l s e n und

Bundessozialrichter 0 b e r t h u r

als ehrenamtlichen Beisitzern,

ohne mündliche Verhandlung gemäß 55 165‚ 155
Abs° 1, 124 Abs„ 2 des Sozialgerichtsgesetzes
für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des

Beyerischen Landessozialgerichts in München vom

2%; Mai 1957 wird zurückgewiesenc

AQßergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten,
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Au.i‘ Grund dees Bes cheide s vom 23. Mai 1928 bezog der Kläger

Versorgung nach dem Reichs5esetz über die SchuthOlizei der

Länder in Verbindung mit dem_Wehrmachtversorgungsgesetz (WVG)

und dem Reichsversor5ungsgesetz (RVG) wegen Folgezustand nach

„a5envescnwur und Verlustes eines Schneidezahns als Dienst—

DC°C„„dl”unb durch den Polizeidienst sowie Quetschun 5sver—
let un5 auf der Höhe des Scheitels ohne Folgen als Dienst—

beschädigun5 aus dem ersten Weltkrie€° Da sich da s Polizei—

leiden verschlimmert hatte, wurde durch Bescheid vom 15" Sep—

teruo er 1951 die Rente wegen Erwerbsunfuhigkeit 5ew„hrt, wo—
bei ausdrücklich bemerkt wurde, daß die Erwerbsfähigkeit

durch die Quetschungsverletzung auf der Höhe des Scheitels

als Nehrdienstbeschädigung nicht beeinträchtigt werde°

Auf einen Antrag des Klägers vom März 1947 wurde ohne Hinzu—

ziehun5 der alten Versorgungsakten durch bescheid vom 23„

August 1947 Rente wegen Erwerbsunfähigkeit gewährt, wobei

ausgeführt wurde, als Leistungsgrund sei rechtskräftig aner—
kannt: Eolgezustand'ne> ch Magengeschwür, Verlust des oberen

Schneideza1ns, Quetschungsverletzung auf der Höhe des Schei—

tels, hervorgerufen durch schädigende Li1wirkun5en im °inne

des Art„ 1 Abs. 1 des Gesetzes über Leistungen an Körperbe—

ech„o_:te (KBIG) IvWachdem die alten Akten aufgefunden und ärzt—

liche Xacrur1tersuchun5en wegen der frdher anerkannten Leiden

s0wie 1ve5en eines nunmeh r eoenfe lls als „cq„d1gungs„ciden gel—

tenc 5eme331ten Nervealcidens mit Anfällen durc% efir.rt waren

100 c s V sorgungsamt durch Berichtigungsbescheid vcm16 ■e—r

0 nach Art° 30 Abs. 4 KBLG den Bescheid vom 281

7 auf, weil als Leis tun5s5rund nach dem KEhG nur

chun5sve1letzun5 auf der Höhe des Scheitels ohne meßbure

11nderun5 der bruerb°f111g■cit (Md3‚) in Betracht komme und

die vorgebrachten nervöecn Störungen und Pnfülle hie1mit nicht

aus am.‘nenhin5 en; für (1ie Lntscl 1o1“dhd der Dolivei‘1e„‚tb schä—

di5'un59 nämlich des Folgczustand0sn nach Magen5 schv r und

Verlustes des oberen Schne; dezrzhns, sei die Oberfinnnzdirek—

tion zuständig„
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Die Berufung nach altem Recht blieb erfolglos.

Auf den Rekurs nach altem Recht7 der als Berufung auf das,

Bayerische Landessozialgericht übergegangen ist, zog dieses

von den Sachverständigen, den Nervenärzten Dres° R::u: und

Schrrtf sowie dem Privatdozenten Dr° :;„z von der Nerven—

klinik der Universität München die Gutachten vom 8„ Oktober

1956 bezw‚ 23„ märz 1957 bei. Es wies durch das angefochtene

Urteil die Berufung zurück und führte aus, Streitgegenstand

sei nur die Wehrdienstbeschädigung, nicht auch die Polizei—

dienstbeschüdigung; anerkannt sei nur die Scheitelverletzung,

nicht aber auch die Anfälle; das Nervenleiden sei nach 1947

erstmalig als Wehrdienstbeschädigung geltend gemacht, inso—

weit sei der ursächliche Zusammenhang nach den erstatteten

Gutachten nicht wahrscheinlich° Das Landessozialgericht hat

die i\evision wegen der grundsätzlichen Rechtsfrage zugelas—

sen9 "ob alle Feststellungen in einem Zuungunstenbescheid

außer jeden Zweifel stehen müßten oder die erstmalige Fest—

stellung hinsichtlich der weiteren Folgen eines anerkannten

Leistungsgrundes mit dem Beweisgrad der Wahrscheinlichkeit

getroffen werden könneo"

Zur Durchführung der Revision gegen das am 8„ August 1957 zu—
gestellte Urteil hat der Kläger, nachdem

er durch das von ihm

selbst unterzeichnete Schreiben vom 20° August 1957 Revision

eingelegt hatte, mit Schreiben vom 4° September 1957 — ein—

gegangen beim Bundessozialgericht am 5„ September 1957 —
unter Vorlage eines nach 5 118 Abs° 2 der Zivilprozeßordnung

(ZPO) ausgestellten Zeugnisses der für ihn zuständigen Ver—

waltungsbehörde die Bewilligung des Armenrechts beantragt°

Mit Schriftsatz vom 18° September 1957 hat er durch einen

nach 5 166 Abs° 2 Satz 2 des öozialgerichtsg€setz€s (SSG) zu—

gelassenen Prozeßbevollmächtigten Revision eingelegt und'

beantragt?

das Urteil des Landessozialgerichts aufzuheben
und den Rechtsstreit zur anderweitigen Entscheidung
zurückzuverweisen„
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Er macht sich die Ausführungen des Landessozialgerichts über

die Gründe, die zur Zulas una der Revision geführt haben, zu

eigen und rügt sodann, das Berufungsgericht habe zu Unrecht den

ursächlichen Zusammenhang der Scheitelverletzung mit dem Nerven—

leiden verneint; denn nach dem Gutachten des Facharztes Dr„

Schmidt, dem das der Universitätsklinik nicht unvereinbar ge—

genüberstehe‚ sei die Wahrscheinlichkeit des ursächlichen Zu—

sammenhangs gegeben, wobei zu berücksichtigen sei, daß dem Kle—

ger wegen der langen Zeitspanne von 40 Jahren seiit der Verlet—

zung das Vorliegen eines Beweisnotstandes zugesta den werden

muss—e°

Der Beklagte beantragt,

die Revision des Klävers gegen das Urteil des
Bayerischen Landessozialgerichts vom 28° Mai 1957
zu verwerfen°

Er führt aus, die ■evision sei verspätet, außerdem sei sie

nicht formgerecht eingelegt, weil der Kläger entgegen der Vor-

schrift des 3 164 Abs. 2 Satz 2 SGG die verletzte Reehtsnorm

nicht bezeichnet hehe° Bei wohlwollender Auslegung seines

Vorbringens könne eine Rüge der Beweiswürdigung angenommen
werden, die aber nicht bei zrundet sei°

ei‘e Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne nßnc—

_icne Verhandlung g.näß @ 124 Abs° 2 SGG einverstanden erklärt&

Die \evisi n ist durch Zulassung statthaft (9 162 Abs° 1 Nr° 1
SuG)„ Sie ist iorm5erecht eingelegt werden° Da der Kläger in—

“bnerna_o der Revisi011s■ist, die von o„ August bis einschließlich

59 Se te!nber 1957 liei, die Bewilligung des :rn1enre chts unter

<
\ 0rlage der erforderlichen Unterlagen beantragt und noch vor

|)

r Entscheidung über dieses Gesuch die versi mte feentcninu—f)
)

lung der Revisionseinlegung nachgeholt hatte, war ihm wegen

der Versäumung der Revisionsfrist die Wiedereinsetzung in den

vorigen Stand zu gewähren (5 67 Abs„ 1 und abso 2 Satz 3 SGG)„
Das Rechtsmittel ist auch form— und fristgerecht begründet

werden„ Denn nach der Rechtsprechun LS des Bu21dessozie l"ericq„s

(BSG. 1 S„ 227 ’27_7) ist demZwecl: der R !gep
.C'
‚L

wenn sich aus der Angabe der nach 5 164 Abs„ 2 Satz 2 SGG bc—
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zeichneten Tatsachen oder der sonstigen Kennzeichnung des

Rechtsstoffes für das Revisionsgericht ohne weiteres ergibt,

welche Rechtsnorm der Revisionskläger als verletzt angesehen

wissen will° Diesen Erfordernissen genügt der Schriftsatz vom

1ö„ September 1957 durch die Rüge einer fehlerhaften Beweis—

würdigung, so daß die Ausführungen des Beklagten insoweit un—

begründet sind‚ Die Revision ist vielmehr im vollen Umfange

zulässig,

Sie ist aber nicht begründet‚

Der Streit geht hier nur noch um den Anspruch des Klägers

auf Versorgung wegen einer Schädigunc im Sinne des Art‚ 1

KBLG, nämlich der Folgen der Beilhiebverletzung auf der Höhe

des Scheitels. Das Landessozialgericht hat zu Recht angenom—

men, daß die weiteren Ansprüche wegen der Polizeidisnstbeschä—

digung, die gleichfalls in dem angefochtenen Berichtigungsbe—

scheid von 16° November 1950 behandelt sind, durch die Erklä—

rung der Beteiligten in der mündlichen Verhandlung vom 2° Mai

1956 nicht mehr Gegenstand dieses Verfahrens sind" Denn im

Verfahren der Sozialgerichtsbarkeit — wie in dem der Zivilge—

richtsbarkeit und der allgemeinen Verwaltungsgerichtsbarkeit —
sind Ansprüche der Rechtsuchenden Gegenstand des Verfahrens;

auch das Revieionsgericht hat über den konkreten Streit, die

"erhobenen Ansprüche", (@ 125 SGG) zu entscheiden, Es ist
ferner den Beteiligten unbenommen, über einen zunächst er—

hobenen Anspruch einen Vergleich abzuschließen oder ein An—

erkenntnis abzugeben (5 101 SGG), so daß ihnen eine Verfügungs—
befugnis über die geltend gemachten Ansprüche bleibto Da es

sich vorliegend um zwei selbständige, voneinander unabhängi—

ge Ansprüche handelt, die sich nicht gegenseitig bedingen

oder beeinflussen, konnte einer von ihnen aus dem anhängigen

Verfahren herausgenommen werden. Infolgedessen hat das Landes—

sozialcericht den Streitstoff richtig bezeichnet°

Das Berufungsgericht hat weiter zutreffend den Rechtsstreit

nach der Vorschrift des Art. 30 Abs. 4 KBLG beurteilt, obwohl

diese zur Zeit der Verkündung des angefochtenen Urteils bereits

außer Kraft gesetzt und durch 5 41 Verwaltungsverfahrensgesetz

f
_ 0 .-
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(VeerG) ersetzt werden war. Denn sowohl nach dem zeitlichen

Geltungswillen des 5 41 VeerG als auch nach der Natur eines
Berichtigungsbescheides ist bei dessen Prüfung das Recht zu—
grunde zu legen, das zur Zeit des Erlasses eines solchen Be-

sch«.ides gegolten hat ( sc. 6 s„ 258 ff. 15997)

Das Landessozialgericht hat für den vorliegenden Streitfall

die von ihm in dem angefochtenen Urteil gestellte Frage ver—

neint, ob alle Feststellungen in einem Berichtigundsoescneid

außer jedem Zweifel stehen_müssen, und hat anfenonmen‚ daß

die erstmalige Feststellung hinsichtlich der weiteren Folgen

eines anerkannten Leistungsgrundes mit dem Beweisgrad der

Wahrscheinlichkeit getroffen werden kann° Diese Auifaseung

ist richtig;° Es handelt sich hierbei um eine Beurteilung des

Bescheides vom 16, November 1950. In ihm hat das Versorgungs—

smt die beiden Gruppen von äns‘„rüchen des Klägers, nämlich die

5ehrdienstbeschädigung und die Polizeidienstbeschädigung,

auseinandergehalten und jeden für sich behandelt, Es hat wegen

der Polizeidienstbeschädigung ausgeführt, daß hierfür Versor—

gung nach dem KBLG nicht zustehe, weil es sich nicht um eine

Schädigung im Sinne des Art, 1 KBLG handele, und daß der Be—

scheid vom 28" August 1947 insoweit unzutreffend sei und auf—
\gehcben werde. Hiermit hat es einen Her1cnticunbsbes cheid n cn

Art, 30 Abs° 4 KBLG erlassen. Weiter hat es hinsicht eh der

Wehrdienstbeschädigung durch die Beilhiebverletuung auf Grund

der Art° 1, 2 und 5 KBLG entschieden, daß die MdB, wenibe r

als 50 V„H° betrage und daß der ursächliche Zusammenhar g der

vom Kläger neu vorgebrechten nervösen Störungen mit dieser ee—

schädigung nicht wahrscheinlich Me „ Hierbei handelt es sich

um eine Feststellung der Versergu .ngs leistungen auf Grund des

K3LG, nachdem die frühere Fee mt llu ng der Ansprüche nach die"

sem Gesetz durch den übrigeni oil ces Bescheides vom 16. No—

emher 1950 aufgehoben werden war Das Jorsorgun<fsam hat also

£är jeden der beiden Anapr ’J.cho des Klä g-ers die maßgeoende n ■e—
7'1

hen Vorschriften err it tel t und angegeben° es hat jeden

(Cein (',
)

“an beiden Ansprüche nach r Eigenheit und der für ihn be—

stehenden besonderen Rechtslage behandelt. Da sie — wie oereits
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eingangs ausgeführt = jeder für sich selbständig und vonein—

ander unabhängig entstanden sind, können sie lediglich durch

die Behandlung in ein und demselben Bescheid nicht in eine Ab—

hängigkeit voneinander gebracht werden. Das verbietet einer—

seits die völlig verschiedene Grundlage der beiden Ansprüche

und andererseits auch die Rechtsnatur des Bescheides. Soweit

der Bescheid vom 16. November 1950 den früheren Bescheid vom

28. August 1947 aufgehoben hat, ist er ein Verwaltungsakt ohne

Dauerwirkung° Br zerstörte die Dauerwirkung des Bescheides

vom 28. August 1947 für die Zukunft und machte gleichzeitig

für die Vergangenheit den Bezug der Rente zu einem ungerecht—

fertigten. Er äußerte mit seinem Erlaß mehrere Rechtswirkun—

gen und erschöpfte sich mit ihnen; eine Dauerwirkung hatte er
nicht (BSG. 6 S. 291). Seinem Wesen nach konnte er durch spä—

tere Ereignisse nicht mehr berührt werden. Dagegen ist der Be-

scheid vom 16. November 1950, soweit er die Ansprüche des Klä—

gers wegen der Wehrdienstbeschädigung aus dem ersten Weltkrieg,

nämlich der Beilhiebverletzung auf der Höhe des Scheitesl, be—

handelt, ein Bescheid mit Dauerwirkung. Er regelt die Ansprü—

che des Klägers auf Grund dieser Schädigung für die Zeit sei-

nes Erlasses und die Zukunft, solange die Verhältnisse sich

nicht ändern. Dieser Unterschied im Wesen und in der Wirkung

des Bescheides vom 16. November 1950 rechtfertigt es ebenfalls,

daß die beiden Ansprüche Völlig unabhängig voneinander geregelt

worden sind. Jeder muß nach den für ihn wesensmäßig gelten—

den Vorschriften behandelt und beurteilt werden. Infolgedessen

mußte bei der erstmaligen Bescheidung über die nervösen Stö—

rungen als Schädigungsfolge geprüft werden, ob der ursächliche

Zusammenhang für sie nach Art° 1 und 2 KBLG wahrscheinlich
ist.

Das Landessozialgericht hat den ursächlichen Zusammenhang für

nicht wahrscheinlich erachtet° Es hat sich auf das Gutachten

des Privatdozenten Dr. :::: gestützt und das der Nervenärzte

Dres. Rc:t:'und Sch:t:;berücksichtigt. Die Entscheidung gibt

insoweit zu Bedenken keinen Anlaß. Zwar haben die Sachver—

ständigen Dres° Rat:: und Sch::t_einen ursächlichen Zusammen—

- 8 _
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hang für wahrscheinlich gehalten. Jedoch hat ihre Annahme, die

dieses Ergebnis stützt, nämlich eine Duranarbe infolgeeiner

Eiterung der Kobfschwarte, die bis auf den Knochen reichte‚

sich nicht als zutreffend erwiesen. Vielmehr hat das Landes—

sozialgericht auf Grund der Lazarettpaoiere und der sachver—

ständigen Ausführungen des Dozenten Dr° F:ur:-überzeugend dar—

getan9 daß es eine solche Eiterung, die zu einer Durchwande—

rungs—Meningitis hätte führen können, nicht für wahrscheinlich

hält° Es ist auch unbedenklich, wenn das Berufungsgericht sich

der Äußerung des Privatdozenten Dr. F:tr:.°nges0h10ssen hat°

Denn seine Da rlegungen sind wissenschaftlich begrüidet und in

sich frei von Widersprücqen. Infolgedessen konnte das Landes«

sozialgericht, gestützt auf die Ausführungen in diesem letzt—

genannten Gutachten, des mit dem Ergebnis der übrigen ärzt—

lichen Nachuntersuchungen übereinstimmt, ohne Rechtsverstoß

da'on ausgehen, daß hier keine hinreichenden An■altspunkte be-

stehen‚ auf die ein Urteil über das Vorliegen des ursächlichen

Zus ammerxhaigs gegründet werden könnte, und den urseichlichen

Zufa'iennang für nicht wahrscheinlich erklären. Das Landes—

sozialgexicht hat daher insoweit die ihm gezogene Grenze der
._

Il ei en D(WGLSWJ“Ö1°HH€ nicht übe1schriuten°

Wenn der n_iger weiter ausführt, ihm müsse zugute gehalten

werden7 daß er sich wegen der langen Zeitspanne von über 40

Jahren seit der Verletzung in einem Beweisnotstend befinde, so

kann auch dies zu einer anderen Beurteilung des Sachverhalts

nicht führen° Nach der ständigen Rechtsprechung des Eundes—

sozialgericht s(BSG. 6 S. 70 ff.) ist dem Verfahren oer Sozial—

gerichtsbarkeit eine gesetzliche Beueisregel des Inne

daß die ansp uchsbegrändenden Tatsachen im Zweifel
zu£unstcn

desjenigen$ welcher einen VerSorgungsanspruch geltend macht,

als ieststehend anzunehmen sind. Wenn, wie vorliegend, der ur—

chliche Zusammenhang nicht fests tellbar i st, so ist die Kle—

ge über einen Anspruch, der ein Eestehe des ursüchlichen ZL—

')ammenhangs voraussetzt, als unbegründet abzuweisena Ins oweitI

5ilt auch in AngelegenLeiten der Sozialgerichtsbarkeit der

Grund s1tz der objektiven Beweislast, insbesondere der Feststel—

lun;slast‚ wonach die Jolgen der objektiven Beweislosigkeit

..C,...
J
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oder des Nichtiestgestelltseins einer Tatsache von demjenigen

Beteiligten zu tragen sind, der aus dieser Tatsache ein Recht

herleiten will (ESP° a„a„o° 8° 72)„

Da sonach das angefochtene Urteil zutreffend ist und die Vor—

aussetzungen der 5$ 165, 153 Abs° 1, 124 Abs„ 2 SGG erfüllt

sind, war die Revision des Klägers — wie geschehen — ohne münd-

Liche Verhandlung zurückzuweisen°
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